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vor allem in den Kennziffern für den Einsatz von Schlüssel­
technologien ihren Ausdruck. Diese quantitative und qualita­
tive Entwicklung der Produktivkräfte ist mit einer Vervoll­
kommnung der Produktionsverhältnisse verbunden, die vor 
allem fördernd und stimulierend auf die Produktivkraftent­
wicklung einwirken. Daß zur Bewältigung dieser Aufgaben 
auch das Recht als ein unverzichtbares Instrument der staat­
lichen Leitungstätigkeit einzusetzen ist, steht außer Zwei­
fel.

Der Beitrag, den das sozialistische Recht zum gesellschaft­
lichen Fortschritt leisten kann und muß, liegt weder darin, 
daß abstrakt von der wachsenden Rolle von Staat und Recht 
gesprochen wird, noch darin, daß man ihn als quantitative 
Ausdehnung der Anzahl der Rechtsvorschriften oder der ver­
schiedenen rechtlichen Entscheidungen überhaupt auffaßt. 
Vielmehr geht es allein um die Beantwortung der Frage: Was 
kann tatsächlich und möglichst rationell mit Hilfe des Rechts 
in der sozialistischen Gesellschaft im Sinne ihres Fortschrei- 
tens bewirkt werden? Bewirken kann aber das Recht nur 
etwas, wenn es soziale Triebkräfte der sozialistischen Gesell­
schaftsentwicklung freisetzt, stimuliert, schützt oder Bedin­
gungen für die Entfaltung dieser Triebkräfte gestalten hilft. 
Gleichzeitig ist das, was mit Hilfe des sozialistischen Rechts 
sozial bewirkt wird, auch unter dem Gesichtspunkt des gesell­
schaftlichen Aufwandes zu betrachten.

Das führt uns zu Problemen der Ökonomie des rechtlichen 
Regelungsprozesses und zu dessen Optimierung. Hinter die­
ser Problemstellung verbergen sich ohne Zweifel Struktur- 
und Funktionsbeziehungen, die mit der fortschreitenden Ein­
führung moderner Technik in die Rechtsordnung entstehen. 
Dennoch wäre es zu kurz gegriffen, die in Rede stehende 
Problematik vor allem oder ausschließlich unter diesem 
Aspekt zu sehen. Die Notwendigkeit, den gesamten recht­
lichen Regelungsprozeß zu optimieren, ist vielmehr ein Folge­
problem der komplizierter und komplexer werdenden recht­
lichen Regelungsgegenstände — eine Entwicklung, die lange 
anhalten wird, weil sie ein Aspekt der für den entwickelten 
Sozialismus typischen Gestaltung der Produktivkräfte und 
Produktionsverhältnisse sowie der Beziehungen zwischen 
Gesellschafts- und Persönlichkeitsentwicklung ist.

Wenn wir davon sprechen, daß mit den Beschlüssen des 
XI. Parteitages der SED ein qualitativ neuer Abschnitt bei 
der weiteren Gestaltung der entwickelten sozialistischen Ge­
sellschaft eingeleitet wurde3, dann heißt das zugleich, daß 
wir in einen neuen Abschnitt in der ganzheitlichen Gestal­
tung dieses Gesellsdhaftsorgänismus eintreten. Der XI. Par­
teitag hat in dieser Beziehung wichtige neue Erkenntnisse for­
muliert,' indem er die Einheit von Wirtschafts- und Sozial­
politik als unser Hauptkampffeld bezeichnete. Das heißt, daß 
hier künftig noch direkter Wechselwirkungen zwischen wich­
tigen Seiten des gesellschaftlichen Lebens sichtbar werden, so 
zwischen Produktion und Bedürfnisentwicklung, Produktion 
und Wissenschaft, Produktion, Bildung und Kultur, Wirt­
schaft und Lebensweise, Betrieb und Territorium usw.

Diese neue Stufe in der ganzheitlichen Entwicklung führt 
zu intensiver werdenden Verflechtungsbeziehungen zwischen 
allen gesellschaftlichen Bereichen, was zwangsläufig wieder 
Auswirkungen auf den rechtlichen Regelungsgegenstand hat: 
Die sozialen Beziehungen, die vom Recht geregelt werden, 
werden differenzierter. Die Interessen, die vom Recht beein­
flußt werden müssen, um soziale Triebkraftwirkung zu er­
zielen, sind vielfältiger und ebenfalls differenzierter; es sind 
Interessen z w i s c h e n  den Klassen und Schichten, aber auch 
i n n e r h a l b  der Klassen und Schichten. Es gibt Verlagerun­
gen in den Wirkungsfeldern und in den Wirkungsweisen des 
sozialistischen Rechts, die u. a. mit den durch die Arbeitstei­
lung hervorgebrachten Veränderungen in der Sozialstruktur 
Zusammenhängen (ganz zu schweigen von den sich abzeich­
nenden Wirkungen, die von der Wechselwirkung zwischen 
Innen- und Außenfaktoren im Nuklearzeitalter ausgehen). 
Zugleich verzahnen sich die Beziehungen zwischen dem recht­
lichen Regelungsgegenstand und denjenigen Beziehungen bzw. 
Seiten von gesellschaftlichen Prozessen, die nicht der recht­
lichen Regelung unterliegen, auf neue Weise. Dies findet sei­
nen Ausdruck u. a. in neuartigen Relationen zwischen dem 
Gesamtmechanismus der rechtlichen Regelung und allen

nichtrechtlichen normativen Systemen der Verhaltensrege­
lung.

In diesen Zusammenhängen liegen wesentliche Gründe, 
warum die analytische Arbeit innerhalb der staatlichen Lei­
tungstätigkeit — und darin eingeschlossen die staatliche Ef­
fektivitätsanalyse und Kontrolle des sozialistischen Rechts — 
ein spezifisches Gewicht erhalten hat. Die Effektivität des 
sozialistischen Rechts zu analysieren ist nicht in das Belie­
ben der zuständigen staatlichen Organe gestellt; es ist auch 
nicht bloß eine Angelegenheit von wissenschaftlichem In­
teresse. Vielmehr handelt es sich hierbei um eine Aufgabe, 
die aus objektiven Gründen fester Bestandteil der staatlichen 
Leitungstätigkeit ist. Der Einsatz des Rechts zur weiteren 
Gestaltung der entwickelten sozialistischen Gesellschaft muß 
immer mehr mit einer diesen Einsatz begleitenden Analyse 
und Kontrolle der Wirksamkeit des Rechts selbst verbunden 
sein. Deshalb zeigen jene Rechtsvorschriften, die die Effekti­
vitätsanalyse des Rechts für bestimmte staatliche Organe be­
reits heute als verbindliche Aufgaben formulieren, eine Ent­
wicklungstendenz in der staatlichen Leitungstätigkeit selbst 
an. Diese Tendenz korrespondiert wiederum mit der Forde­
rung des Programms der SED, die staatliche Leitungstätigkeit 
entsprechend den wachsenden Aufgaben bei der Gestaltung 
der entwickelten sozialistischen Gesellschaft weiter zu qua­
lifizieren und ihre gesellschaftliche Wirksamkeit zu er­
höhen.4

Die Bedeutung von Effektivitätsanalysen 
für die Optimierung rechtlicher Regelungen

Effektivitätsanalysen zum Recht können um so besser Hin­
weise für die Optimierung rechtlicher Regelungen liefern, 
je zielgerichteter sie auf diesen Gesichtspunkten hin konzi­
piert sind. Gegenwärtig wird dabei in der Regel von fol­
genden Überlegungen ausgegangen:

1. Effektivität des Rechts ist ein Verhältnis zwischen den 
Wirkungsresultaten eines rechtlichen Regelungskomplexes 
(Rechtsnormenkomplexes) und bestimmten sozialen, politi­
schen und anderen Zielen, um derentwillen dieser Rechtsnor­
menkomplex in Geltung ist. Es geht also letztlich immer um 
eine Beziehung zwischen Recht und Gesellschaft, nicht aber 
um eine innerrechtliche Beziehung.

2. Die Ziele, an denen der Wirkungsgrad rechtlicher Re­
gelungskomplexe gemessen wird, sind vom Gesetzgeber auf 
der Grundlage der Gesellschaftsstrategie und der Beschlüsse 
der Partei der Arbeiterklasse gesetzte Ziele.

3. Effektivitätsanalysen können sich nicht auf das ge­
samte Rechtsnormensystem beziehen, sondern immer nur auf 
einen vorher genau festgelegten Komplex von Rechtsnormen, 
sei es innerhalb eines Rechtszweiges oder seien es Rechts­
normen, die mehreren Rechtszweigen entstammen. Das ist 
sowohl eine Frage der Praktikabilität der Analyse als auch 
eine Frage des konkreten Interesses derjenigen Staatsorgane, 
die diese Analyse tragen. Jedenfalls ist es unbestritten, daß die 
Aufgabe, die Effektivität des Rechts insgesamt oder auch die 
größerer Kodifikationen zu untersuchen, mit bisher nicht 
überwindbaren Schwierigkeiten verbunden ist.

Um detailliertere Aussagen zum Aufwand einer recht­
lichen Regelung zu erhalten, der nötig war, um bestimmte 
Wirkungsresultate bei der Realisierung sozialer Ziele mittels 
des Rechts zu erreichen, sind weitere theoretische wie metho­
dische Überlegungen notwendig. Sie betreffen m. E. zumindest 
drei Punkte:

Erstens müssen wir künftig bei Effektivitätsanalysen in 
stärkerem Maße den Zeitfaktor beim Wirken des sozialisti­
schen Rechts berücksichtigen.

Zweitens sind bei Effektivitätsanalysen nicht nur die be­
absichtigten Wirkungen rechtlicher Regelungen, sondern auch 
ihre unbeabsichtigten Wirkungen der verschiedensten Art ge­
zielt zu erfassen. Mir scheint gerade dies ein Punkt zu sein, 
der sich mit einer gewissen Zwangsläufigkeit aus dem Sach-

3 Vgl. E. Honecker, Unsere Innen- und Außenpolitik dient dem 
Sozialismus und dem Frieden (Rede auf der 2. Tagung des Zen­
tralkomitees der SED), Berlin 1986, S. 24.

4 Vgl. Programm der SED, Berlin 1976, S. 42.


